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EU-Reformvertrag und Daseinsfürsorge 

WSR und Außenministerium organisieren gemeinsame Konferenz 

Im Großen und Ganzen müsse man den EU-Reformvertrag begrüßen, so das Fazit der Konferenz, die gemeinsam vom Wirtschafts- und Sozialrat und vom Außenministerium organisiert worden war und die sich mit dem Thema der Dienstleistungen im Allgemeininteresse auseinandersetzte. Unter den Rednern, darunter auch zahlreiche ausländische Gäste, machten allerdings auch einige auf diverse Unzulänglichkeiten aufmerksam.

Als Gefahr für die Daseinsfürsorge wurden immer wieder die Liberalisierung und die Privatisierung genannt. So wies der grüne Europaabgeordnete Claude Turmes auf das Kontrollproblem hin, das sich vor allem in den Bereichen Energie, Telekom und im Bahnsektor angesichts der Machtfülle der Großkonzerne stellt. Der Verbraucher ziehe unweigerlich den Kürzeren, meinte Turmes. Auch dürfe man das Risiko für die Arbeitnehmer nicht unterschätzen. 

Ähnlich argumentierte u.a. auch der Vizepräsident der Sozialplattform der europäischen Nichtregierungsorganisationen, Dirk Jarre. Auf dem Papier lese sich der europäische Reformvertrag in der Tat sehr sozialverträglich, meinte Jarre. In der Praxis sehe das Ganze allerdings etwas anders aus: „Wenn es uns nicht gelingt, den Wettbewerb auf der einen Seite und die sozialen Belange auf der anderen Seite mit einander zu verschmelzen, ist die Kohäsion in Gefahr“, unterstrich Dirk Jarre nachdrücklich. Die allgemeinen Dienstleistungen müssten für alle zugänglich sein. 

Der delegierte Außenminister Nicolas Schmit sprach sich indes für eine pragmatische Vorgehensweise aus: „Vor allem müssen wir ohne dogmatische Brille und mit unvoreingenommenem Blick an die Probleme herangehen,“ meinte der Europaexperte. Außerdem vertrat Schmit die Meinung, dass man nicht alle Probleme in Europa mit Rahmengesetzen regeln kann. Dafür sei die Union mit ihren 27 Mitgliedsländern ein zu komplexes und uneinheitliches Gebilde. Bezüglich der Monopolisten war auch Schmit der Meinung, dass die vollständige Liberalisierung immer auch Nachteile mit sich bringe. Die Regulierung hielt er allerdings für nicht mehr zeitgemäß. Es gehe darum, ein gesundes Gleichgewicht zwischen Liberalisierung und Sozialpolitik zu finden, so Schmit.

Der Wirtschafts- und Sozialrat schlug vor, eine Expertengruppe einzuberufen, um ein Dokument zum Thema Daseinsfürsorge zu erarbeiten. (DS)
